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KURZ KOMMENTIERT

Sachverständigenrat

Tarifpolitisches Paket

D e r Sachverständigenrat zeichnet in seinem  d iesjähri
gen G utachten w iederum  ein recht günstiges Bild der 
Konjunktur. Er sieht allerd ings die Gefahr, daß die b ishe
rige Linie m oderater Lohnanhebungen, die m aßgeblich 
zur stabilen Aufwärtsentw icklung beigetragen hat, nicht 
fortgeführt wird, nicht zuletzt, weil in der M etallindustrie 
der m ehrjährige Tarifvertrag ausläuft und auf G ewerk
schaftsseite die M einung vorherrscht, daß man wegen 
der langen Bindung bei der unerwartet guten Konjunktur 
w ieder einmal zu kurz gekom m en sei. Der S achverstän
digenrat stellt deshalb ein „tarifpo litisches Paket“ zur 
Diskussion, das unter anderem  eine einm alige „N ach
schlagszahlung“ als Reaktion auf die unerwartet gün
stige G ew innentw icklung, einen Aufschlag für „unver
m eidliche“ Preisste igerungen in m ehrjährigen Tarifver
trägen sow ie die Schaffung von W ahlm öglichkeiten zw i
schen „herköm m lichen" Lohnanhebungen und einer 
Kombination von fest vereinbarten und ertragsabhängi
gen Lohnsteigerungskom ponenten vorsieht.

Die Vorschläge des Sachverständigenrates zielen 
großenteils darauf ab, die Bereitschaft zum  Abschluß 
von Tarifverträgen m it m ehrjähriger Laufzeit zu erhö
hen. Dafür wird offenbar sogar in Kauf genom m en, daß 
einzelne Punkte des Paketes unter S tabilitä tsgesichts
punkten nicht unproblem atisch sind. M it der W ahlm ög
lichkeit zw ischen „herköm m lichen“ Lohnanhebungen 
und einer Variante mit ertragsabhängigen Kom ponen
ten soll aber auch m ehr F lexibilität in die Tarifgestaltung 
gebracht werden, zum al die Entscheidung auf be trieb li
cher Ebene getroffen werden soll. Realistischerweise 
muß man aber wohl davon ausgehen, daß die „E rtrags
varian te“ vorrangig in Zeiten guter Konjunktur gewählt 
w ird, in Zeiten ungünstigerer Entw icklung hingegen 
„he rköm m liche“ Lohnanhebungen vorgezogen werden. 
Insofern erscheint die F lexibilität im G egensatz zu ande
ren Ertragsbeteiligungsm odellen recht „e inse itig ", ew

Gesundheitswesen

Optimismus ohne Basis

B undesarbe itsm in is ter Blüm bestätigte sich Anfang De
zem ber auf der a lljährlichen Herbstsitzung der Konzer
tierten Aktion im G esundheitswesen einmal mehr, mit 
seinem  Konzept zur G esundheitsreform  auf dem richti
gen Weg zu sein: der G rundsatz der Beitragsstabilitä t in

W IR TSC HAFTSD IEN ST 1989/XII

der gesetzlichen Krankenversicherung werde allgem ein 
anerkannt, heute bestehe aufgrund der bereits vo llzoge
nen Reform schritte bei v ie len Kassen Spielraum  für Bei
tragssenkungen, und bis zum  Jahr 2000 könnten die 
Beitragssätze auf ein Niveau von rund 12% gesenkt 
werden.

Nun ist aus ökonom ischer S icht der Versuch, den A n
teil e iner Branche am Sozialprodukt langfristig festzu
schreiben, in einer M arktw irtschaft sicherlich nicht ge 
rade eine system gerechte Problem lösungsstrategie. 
Ganz unabhängig von solch ordnungspolitischen Be
denken m achten die Anbieter im G esundheitswesen 
aber bereits im Vorfeld der Konzertierten Aktion deut
lich, daß sie weder an stabile Beitragssätze glauben 
noch dem Prinzip der Beitragsstabilitä t überhaupt etwas 
abgewinnen können -  und verliehen durch massive For
derungen dieser Position auch hinreichend G laubwür
digkeit.

Den Optim ism us Blüms focht dies allerdings ebenso
wenig an w ie die Tatsache, daß ihm bislang schlüssige 
Konzepte für die O rganisationsreform  der Kassen, die 
Regelung der P flegefallfinanzierung und für die Brem 
sung der Kostendynam ik im Krankenhausbereich feh
len. Einige vom M inister -  in anderen Bereichen -  be
reits angekündigte „R e fo rm en“ stim m en ebenfalls w e
nig hoffnungsvoll: Darunter finden sich alte Forderun
gen der ärztlichen Standesorganisationen (verschärfte 
Zulassungsbeschränkungen zum M edizinstudium ) und 
der Pharm aindustrie (Senkung des M ehrwertsteuersat
zes für Arzneien). Ständestaatlich anm utende Regle
m entierungsversuche statt m ehr W ettbewerb und Ko
stenverlagerung statt E ffizienzsteigerung sind jedoch 
nicht nur untaugliche Rezepte, sie sind darüber hinaus 
auch blam abel für eine Regierung, die unter dem  Motto 
„M ehr M arktw irtschaft“ angetreten ist. er

Europäische Fusionskontrolle

Unendliche Geschichte

D ie  D iskussion um die europäische Fusionskontrolle 
entw ickelt sich im m er mehr zu einer unendlichen Ge
schichte. W ieder einmal verbreiten alle Beteiligten Zu
versicht und hoffen auf eine Übereinkunft während der 
letzten S itzung des B innenm arktrates in diesem  Jahr; 
vor einem Jahr war freilich ähnliches zu hören.

Zwar wird die Bedeutung einer einheitlichen Rege
lung zum  Schutze des W ettbewerbs in der EG inzw i
schen von im m er m ehr Regierungen anerkannt, denn 
die erw arteten W achstum seffekte einer Verw irklichung
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des Binnenm arktes werden nur dann eintreten, wenn 
W ettbewerb herrscht. Und unterschiedliche Regeln für 
F irm enzusam m enschlüsse in den einzelnen M itglieds
ländern verursachen nicht nur direkte Kosten, sondern 
verzerren auch die A llokation auf dem Markt für Unter
nehmen. G leichwohl darf eine Vereinheitlichung der Re
geln nicht um den Preis akzeptiert werden, daß sie den 
W ettbewerb nur ungenügend schützt oder gar zu w ett
bewerbsverzerrenden staatlichen Eingriffen den Vor
wand liefern kann. Ist man der Ansicht, daß dies der Fall 
ist, sollte weiterverhandelt werden.

Anders scheint jedoch die Bundesregierung vorzuge
hen: Ihre Unzufriedenheit mit den bisher ausgehandel
ten Regelungen veranlaßt sie, einen m öglichst großen 
Restspielraum  für die nationale Fusionskontrolle zu for
dern. Die anderen Regierungen bem ängeln zu Recht, 
daß dam it ein w ichtiger Vorteil der europäischen Fu
sionskontrolle -  ihre Einheitlichkeit -  nicht verw irklicht 
würde. Deshalb sollte die Bundesregierung ihre Zustim 
mung nicht wegen einer zu geringen nationalen Ent
scheidungskom petenz verweigern; hier käm pft sie an 
der falschen Front. kra

OPEC

Neues Förderlimit

A u f ihrer jüngsten turnusm äßigen Konferenz konnten 
sich die O PEC-Länder -  mit einer Ausnahm e -  relativ 
schnell darauf einigen, das bisherige gem einsam e För
derlim it von 20,5 Mill. Barrel Öl pro Tag ab Januar auf 
22 Mill. Barrel heraufzusetzen. Damit war es möglich, 
die Förderquoten einer Reihe von M itgliedern ohne Kür
zungen bei anderen Ländern zu erhöhen. Die Verständi
gung auf eine vergrößerte Fördermenge wurde dadurch 
erleichtert, daß die tatsächliche Ö lproduktion zur Zeit 
der Beschlußfassung bereits um m indestens 1 Mill. Bar
rel pro Tag über der neuen Grenze lag, ohne daß es zu 
einem Rückgang der Ö lpreise auf den W eltm ärkten ge
kommen wäre.

Die Preisreaktion an den Spotm ärkten fiel erwar
tungsgem äß gering aus. Die OPEC ist zuversichtlich, 
daß sich künftig sogar eher eine Aufwärtstendenz 
durchsetzen wird. Dabei wird offensichtlich eine stär
kere Ausweitung der Nachfrage und eine geringere För
derung der Produzenten außerhalb der OPEC zu
grunde gelegt, als dies bei anderen M arktbeobachtern 
der Fall ist. Vor allem aber vertraut die OPEC darauf, 
daß die gem einsam e Fördermenge vere inbarungsge
mäß zurückgenom m en wird.

Die Förderpolitik m ehrerer M itgliedsländer in diesem 
Jahr läßt daran allerd ings Zweife l aufkom m en. Aber 
selbst wenn es zu einer Reduzierung der Produktion 
kommen sollte, könnte sich die Förderm enge bei dem 
saisonalen Bedarfsrückgang im Frühjahr als zu 
hoch erweisen, um das gegenwärtige Ö lpreisniveau -  
das im übrigen weiterh in unter der von der OPEC 
genannten Zielgröße von 18 Dollar je Barrel liegt -  zu 
halten. Eine Reduzierung dürfte sich jedoch dann w eni
ger le icht erre ichen lassen als die je tzt beschlossene Er
höhung. ma

E G -U d S S R

Vielversprechende Ansätze

D e r Ende Novem ber in zweiter Runde verhandelte und 
noch zu unterzeichnende Handels- und Kooperations
vertrag zw ischen der EG und der UdSSR wird -  sofern 
der Inhalt des Abkom m ens dem  im Juni verabsch iede
ten EG -Entwurf entspricht -  für die Sowjetunion eine 
Reihe von vie lversprechenden Ansatzpunkten zur künf
tigen Zusam m enarbeit enthalten. Dies gilt auch unter 
Berücksichtigung der Tatsache, daß der vorgesehene 
Abbau der EG -Einfuhrkontingente nur schrittweise und 
m it E inschränkungen vonstatten gehen soll und daß 
eine bloße Um wandlung der der UdSSR seit langem g e
währten De-facto- in eine De-jure-M eistbegünstigung 
wohl kaum eine direkte handelsfördernde W irkung ha
ben wird.

Die e igen tliche  Bedeutung des Abkom m ens 
liegt in den versch iedenen sekto ra len  K oopera tions
vorhaben (Verkehr, U m w eltschu tz, Landw irtscha ft, 
Energie, R ohsto ffö rderung) sow ie  in der angebotenen 
Z usam m enarbe it im F inanz-, W ährungs- und B ankw e
sen und in der A us- und Fortb ildung in m odernen M a
nagem entm ethoden. Dam it b ie ten sich der UdSSR 
verbesse rte  K oopera tionschancen  in P rob lem bere i
chen, d ie  ohne w estliche  Technologie, w es tliches  K a
p ita l und B era tungs-K now -how  deu tlich  länger im  ar
gen liegen dürften . O hne eine schon bald vers tä rk te  
Koopera tion  m it Europa könnte d ie  UdSSR in fo lge der 
im Zuge der W irtscha fts re fo rm  au ftre tenden R e i
bungsverlus te  zudem  G efah r laufen, ihren ohnehin 
bei nur 1,4% (1988) liegenden A nte il am EG -Im port- 
m arkt e inzubüßen. Insgesam t hat die UdSSR also ke i
nen G rund zur U nzu friedenhe it, auch w enn ihr Ver
such, e ine Lockerung der C O C O M -K on tro llen  se itens 
der EG durchzusetzen , b is lang e rfo lg los  geblieben 
ist. pp
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